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dem Staatlichen Vertragsgericht, Urteile und Entscheidun­
gen der staatlichen und gesellschaftlichen Gerichte unver­
züglich in Dienstbesprechungen und Arbeitsberatungen so­
wie-an Ort und Stelle in den Arbeitskollektiven und Ge­
werkschaftsgruppen auszuwerten. Weitere Festlegungen 
betreffen die gezielte Rechtsberatung und Information der 
Werktätigen, das planmäßige rechtspropagandistische Wir­
ken in der Betriebszeitung und im Betriebsfunk sowie die 
Herausgabe von Merkblättern oder Anleitungsmaterialien 
zu Rechtsfragen für Meister und andere Leiter.

Für die von den betrieblichen Schwerpunkten aus­
gehende gezielte Anleitung besitzen Merkblätter und 
andere Anleitungsmaterialien, die in einfacher und ver­
ständlicher Form Rechtsfragen erläutern, großes Gewicht. 
So konnte auf arbeitsrechtlichem Gebiet z. B. durch Merk­
blätter über die materielle Verantwortlichkeit der Werk­
tätigen und die Schadenersatzpflicht des Betriebes, über 
Freistellungen sowie über Zustimmungs- und Mitwir­
kungsrechte der Gewerkschaften die Sicherheit in der An­
wendung der Regelungen erheblich erhöht werden.

Maßnahmen zur Reclitserziehung der Jugend. Sie ge­
stalten die Verantwortung der Leiter für die Rechtserzie­
hung der Jugendlichen näher aus. Diese Maßnahmen sind 
grundsätzlich im Zusammenwirken mit der FDJ durch­
zuführen. Zur Unterstützung der Rethtserziehung der Ju­
gend sind auch spezielle Betriebsveranstaltungen, Jugend­
foren und Aussprachen zu Rechtsfragen vorgesehen. Wei­
tere Maßnahmen betreffen das Zusammenwirken mit den 
FDJ-Kontrollposten und der Ordnungsgruppe der FDJ, 
die Einbeziehung aller Jugendlichen in die Bewegung für 
vorbildliche Ordnung, Disziplin und Sicherheit, die Be­
handlung von Rechtsfragen im FDJ-Studienjahr und die 
Arbeit mit Jugendlichen, die in ihrer sozialistischen Per­
sönlichkeitsentwicklung Zurückbleiben.

Maßnahmen zur Rechtserziehung, Wiedereingliederung 
und Betreuung kriminell Gefährdeter. Diese Maßnahmen 
sind darauf gerichtet, eine unverzügliche und konsequente 
Reaktion auf Disziplinwidrigkeiten und Rechtsverletzun­
gen in den Arbeitskollektiven zu gewährleisten und die 
Unduldsamkeit gegenüber jeglichen Verletzungen der so­
zialistischen Gesetzlichkeit zu fördern. Sie werden ergänzt 
durch Festlegungen zur Unterstützung des Erziehungs­
und Selbsterziehungsprozesses Bewährungsverurteilter 
bzw. kriminell Gefährdeter und zur schnellen Wiederein­
gliederung Haftentlassener sowie zur Förderung von Ver­
pflichtungen der Arbeitskollektive für die wirkungsvolle 
Gestaltung des Erziehungsprozesses.

Maßnahmen zur Gewährleistung der Zusammenarbeit 
mit den gesellschaftlichen Organisationen und den Justiz­
organen. Sie dienen der Koordinierung der Arbeit der ver­
schiedenen gesellschaftlichen Kräfte, die an der Rechts­
erziehung im Betrieb teilnehmen. Hervorzuheben sind die 
Schöffenkollektive, die Konfliktkommissionen, die FDJ- 
Kontrollposten, die Arbeitsschutzkommissionen, die Ver­
kehrssicherheitsaktivs und die Arbeiterkontrolle. Ihre mit 
dem Maßnahmeplan abgestimmten Arbeitspläne sind Be­
standteil des Maßnahmeplans. Die Festlegungen zur plan­
mäßigen Gestaltung der Zusammenarbeit mit den Rechts­
pflegeorganen, der Vereinigung der Juristen, der URANIA 
u. a. sind darauf gerichtet, ihnen günstige Möglichkeiten 
für ihr rechtspropagandistisches Wirken im Betrieb zu er­
schließen. So ist z. B. vorgesehen, die Gerichte bei Ver­
handlungen vor erweiterter Öffentlichkeit im Betrieb und 
Verfahrensauswertungen sowie Aussprachen zu Rechtsfra­
gen in Arbeitskollektiven zu unterstützen.

Durchführung rechtspropagandistischer Veranstaltun­
gen. In den Maßnahmeplan werden nur Veranstaltungen 
aufgenommen, die für den gesamten Betrieb Bedeutung 
haben. So enthält er Zielstellungen und Termine für die 
jährlichen Konferenzen über Ordnung und Sicherheit so­
wie für die gewerkschaftlichen Rechtskonferenzen, die be­
sondere Höhepunkte der Betriebe im Kampf um die Plan­
erfüllung und Gesetzlichkeit sind. Im Plan werden auch \

populärwissenschaftliche Veranstaltungen des Betriebes 
zum sozialistischen Recht und Beratungen, in denen 
schwerpunktmäßig Rechtsfragen behandelt werden, z. B. 
Rechenschaftslegungen der Rechtskommission in Vertrau­
ensleutevollversammlungen, festgelegt.

Die Schlußbestimmungen des Maßnahmeplans enthal­
ten spezielle Festlegungen zur Durchsetzung und Kontrolle, 
so auch Verantwortlichkeit und Termin für die Abrech­
nung über seine Erfüllung.

Zur weiteren Arbeit mit den Maßnahmeplänen

Die wachsenden Anforderungen an unsere volkswirtschaft­
liche Leistungskraft verlangen weitere Überlegungen zur 
Erhöhung des sozialistischen Rechtsbewußtseins. Im VEB 
Zernag Zeitz sind 3 Hauptrichtungen hervorzuheben.

Erstens geht es um die kontinuierliche Fortführung des 
in der Rechtspropaganda erreichten Aufschwungs. Dazu ist 
eine noch konsequentere Durchsetzung der Schwerpunkt­
aufgaben des Maßnahmeplans erforderlich. Die Erfolge in 
der rechtserzieherischen Arbeit des Betriebes können da­
durch noch größer werden. Das betrifft z. B. die Vertrags­
kontrollen sowie einzelne Aufgaben zur Unterstützung der 
Rechtserziehung der Jugend, bei deren Erfüllung noch 
enger mit dem sozialistischen Jugendverband zusammen­
gewirkt werden muß.

Zweitens geht es um die breitere Zusammenarbeit mit 
allen gesellschaftlichen Kräften. Die Festigung des sozia­
listischen Rechtsbewußtseins der Werktätigen ist Sache 
aller. Die Aktivität der Leiter und Leitungen muß noch 
stärker ausstrahlen und dazu führen, daß jeder Werktätige 
und alle Organisationen den notwendigen Beitrag leisten. 
Hier liegt ein Schlüssel zur Erhöhung der Massenwirksam­
keit der Rechtspropaganda im Betrieb. Dazu gehört, daß 
alle gesellschaftlichen Kräfte noch besser mit einheitlicher 
Zielstellung zusammengeführt und dabei auch solche Re­
serven erschlossen werden, die sich z. B. aus der gewach­
senen Verantwortung der im Betrieb tätigen Abgeordneten 
der örtlichen Volksvertretungen ergeben. Insgesamt gilt es, 
die Bereitschaft jedes einzelnen Werktätigen, spürbar zur 
Erhöhung der Ordnung, Disziplin und Sicherheit beizutra­
gen, stärker zu nutzen und zu entfalten.

Drittens geht es darum, die Qualität der Maßnahme­
pläne durch eine tiefere analytische Fundierung und die 
Aufdeckung ideologischer Ursachen für ungelöste Pro­
bleme sowie durch stärkere Konzentration auf jene Auf­
gaben zu erhöhen, die uns bei der Festigung des Verant­
wortungsbewußtseins und der Mobilisierung der Werk­
tätigen für die Erfüllung der Pläne entsprechend den ge­
samtgesellschaftlichen Erfordernissen voranbringen. Ent­
scheidende Impulse für die gesamte rechtspropagandistische 
Arbeit gibt die Betriebsparteiorganisation der SED, die 
in ihrer Führungstätigkeit Schwerpunktaufgaben für die 
Festigung des sozialistischen Rechtsbewußtseins der Werk­
tätigen im Betrieb als Teil der politisch-ideologischen Ar­
beit bestimmt und ihre Verwirklichung kontrolliert. 1 2 * 4 5 6 7 8 9
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